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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dietmar Schütz (Oldenburg), Arne Fuhrmann, 
Eckart Kuhlwein, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/1331 - 

Ökologisch und ökonomisch verantwortbarer Ausbau von Elbe, Havel und Saale 


A. Problem 

Aus wirtschaftlichen und ökonomischen Gründen ist die Nutzung 
der Bundeswasserstraßen sinnvoll und zu fördern. Die als Wasser- 
straßen genutzten Flüsse sind aber komplexe Lebensräume für 
eine Vielzahl von Pflanzen und Tieren sowie lebenswichtige Re- 
servoirs für Grundwasserbildung und Trinkwasserversorgung. 
Durch die Flußausbaupläne der Bundesregierung imd das Projekt 
„■nranseuropäische Netze" der Europäischen Union drohen auf- 
grund zweifelhafter Daten und falscher verkehrspohtischer Ziel- 
setzungen die weitere Schädigimg und Zerstönmg von Flüssen 
sowie ökononüsche Fehlinvestitionen. 

B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt die Ablehnung des Antrags der Fraktion 
der SPD und fordert in einem Entschließungsantrag der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. die Bundesregierung auf, die Vor- 
haben im Bereich der Bundeswasserstraßen in den neuen Bun- 
desländern gemäß Bundesverkehrswegeplan 92 schnellstmöghch 
durchzuführen. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Annahm e des Antrags auf Drucksache 13/1331. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag - Drucksache 13/1331 - abzulehnen und 

2. nachfolgende Entschließung anzunehmen: 

„I. Um die Mobilität von Personen und Gütern bei gleichzeiti- 
ger Senkung der gesamtwirtschaftlichen Kosten des Ver- 
kehrs umweltverträgüch zu sichern, müssen im Rahmen 
eines integrierten Gesamtverkehrskonzeptes die umwelt- 
freundlicheren Verkehrsträger Bahn und Schiffahrt gestärkt 
werden, um die Verlagerung von Verkehr von der Straße 
auf diese Verkehrsträger zu fördern. 

Als wesentlicher Bestandteil einer zukunfts- und umwelt- 
orientierten Verkehrspolitik muß das Verkehrssystem Bin- 
nenschiff/Wasserstraße überall dort gefördert werden, wo 
es volkswirtschaftliche und ökologische Vorteile bietet. 

Da die Binnenschiffahrt ihre Vorzüge nur auf einem wirt- 
schaftlich leistungsfähigen Wasserstraßennetz zur Geltung 
bringen kann, müssen die vorhandenen Engpässe des Was- 
serstraßennetzes und insbesondere die weitgehend ver- 
nachlässigten ostdeutschen Wasserstraßen auf den europäi- 
schen Standard gebracht werden. 

Bei dem hierzu gemäß Bundesverkehrswegeplan 92 vor- 
gesehenen Ausbau von Bundeswasserstraßen lassen sich 
mit relativ geringen Mitteln große volkswirtschaftliche und 
auch ökologische Vorteüe erzielen, die zu nutzen sind. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf 
sicherzustellen, daß die wichtigen Vorhaben im Bereich 
der Bundeswasserstraßen in den neuen Ländern gemäß 
Bundesverkehrswegeplan 92, wie z. B. VDE 17 Hanno- 
ver-Berlin einschließlich Wasserstraßenkreuz Magdeburg, 
Strombaumaßnahmen an der Elbe, schnellstmögüch zur 
Ausführung kommen. " 


Bonn, den 31. Januar 1996 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Renate Blank 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Renate Blank 


1. Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf 
Drucksache 13/1331 in seiner 58. Sitzung am 
28. September 1995 federführend an den Aus- 
schuß für Verkehr und mitberatend an den Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit und an den Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus überwiesen. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
hat in seiner Sitzung am 29. November 1995 mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
CDU/CSU gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Abwesenheit des Mitglieds der Fraktion der 
F.D.P. und des Mitglieds der Gruppe der PDS emp- 
fohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat in seiner Sitzung am 31. Januar 
1996 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 
Stimmenthaltung der Gruppe der PDS ebenfalls 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in seiner 
21. Sitzung am 6. Dezember 1995 vertagt und ihn 
dann in seiner 23. Sitzung am 31. Januar 1996 ab- 
schließend beraten. Mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P, gegen die Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN bei Enthaltung der Gruppe der PDS wurde 
der Antrag abgelehnt. 

Demgegenüber wurde der Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS angenommen. 

2. Der Antrag auf Drucksache 13/1331 hält eine För- 
derung des Verkehrs auf den Bundeswasserstra- 
ßen für sinnvoll, weist aber auf die ökologischen 
Probleme hin, die der weitere Ausbau der Wasser- 
straßen, insbesondere der Flüsse, mit sich bringen 
kann. Die bisherigen Pläne der Bundesregierung 
zum Flußausbau im Rahmen des Projektes „Deut- 
sche Einheit" und das Projekt „Transeuropäische 
Netze" der Europäischen Union seien wegen 
zweifelhafter Daten über das künftige Verkehrs- 
aufkommen und falscher verkehrspolitischer Ziel- 
setzungen revisionsbedürftig. Bei Realisierung 
dieser Planungen drohten ökologische Schäden 
und erhebliche ökonomische Fehlinvestitionen. 

Bonn, den31. Januar 1996 


Aus diesen Gründen fordert der Antrag 

- einen Bericht über den Stand der Planungen 
zum Ausbau von Elbe, Havel und Saale mit ak- 
tualisierten Kosten-Nutzen-Analysen und Um- 
weltverträglichkeitsprüfungen; 

- eine Überprüfung dieser Planungen durch Sach- 
verständige und Umweltverbände auf ihre öko- 
logischen und ökonomischen Auswirkungen; 

- die Förderung der Entwicklung flachgehender 
Schiffe. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. halten 
eine erneute Überprüfung der Wirtschaftlichkeit 
nicht für notwendig, da alle relevanten Daten im 
Juni 1995 in einem Bericht an den Deutschen Bun- 
destag vorgelegt worden seien. Die geplanten 
Ausbaumaßnahmen seien nach den neuesten Er- 
kenntnissen sowohl ökologisch als auch ökono- 
misch verantwortbar. Förderung der Binnenschiff- 
fahrt bedeute aber auch, die Wasserstraßen ganz- 
jährig befahrbar zu machen. 

Der Antrag sei daher abzulehnen, in ihrem Ent- 
schließungsantrag fordern die Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P., die umweltfreundlicheren 
Verkehrsträger Bahn und Schiffahrt zu stärken, 
um eine Verkehrsverlagerung von der Straße zu 
fördern. Damit die Binnenschiffahrt ihre Vorzüge 
zur Geltung bringen könne, müßten die vorhande- 
nen Engpässe des Wasserstraßennetzes beseitigt 
und insbesondere die ostdeutschen Wasserstraßen 
auf europäischen Stand gebracht werden. Da sich 
gemäß Bundesverkehrswegeplan 92 mit relativ 
geringen Mitteln große volkswirtschaftliche und 
ökologische Vorteile erzielen ließen, wird die Bun- 
desregierung aufgefordert, die geplanten Vor- 
haben im Bereich der Bundeswasserstraßen in 
den neuen Bundesländern schnellstmöglich zu 
realisieren. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht 
einen Zielkonflikt zwischen den legitimen Inter- 
essen am Binnenwasserstraßenausbau und der 
Gefährdung von Ökosystemen. Im konkreten Fall 
seien aber die früheren Bedarfsprognosen nicht 
mehr haltbar, und es sollten alternative Ausbau- 
konzepte offen und kritisch geprüft werden. 

Für die Gruppe der PDS geht der Antrag der Frak- 
tion der SPD nicht weit genug, zumal sich hin- 
sichtlich des Themas „Staustufen" neue Fakten er- 
geben hätten, die neue Kosten-Nutzen-Analysen 
erforderten. 


Renate Blank 

Berichterstatterin 
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